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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Nach dem Scheitern der IV-Revision 6b arbeiteten Bundesrat und Parlament ab Februar
2015 an einer neuen IV-Revision, der «Weiterentwicklung der IV», die in der
Sommersession 2020 vom Parlament verabschiedet werden konnte. Im Zentrum
standen dabei insbesondere Massnahmen zur Erleichterung des Arbeitsmarkteintritts
von Jugendlichen mit gesundheitlichen Einschränkungen sowie zur besseren
Integration von psychisch erkrankten Erwachsenen in den Arbeitsmarkt insgesamt.
Gleichzeitig wurden aber auch die Regelungen für Abklärungsmassnahmen und
Begutachtungen konkretisiert und transparenter gemacht, zudem wurde eine Stelle zur
Qualitätssicherung der Gutachten geschaffen. Schliesslich wurden die Neurenten neu
nicht mehr in vier Stufen, sondern stufenlos festgelegt, wobei den Betroffenen
weiterhin unter einem IV-Grad von 40 Prozent keine und ab 70 Prozent eine volle IV-
Rente zugesprochen wurde. Mit dieser Neuregelung sollten Schwelleneffekte reduziert
werden. Für Aufsehen und verschiedene Petitionen hatte die schlussendlich erfolglose
Absicht des Nationalrats gesorgt, die Kinderrenten von 40 auf 30 Prozent einer vollen
Rente zu reduzieren.

Chronologie
Neues Projekt für eine Revision der Invalidenversicherung
Vernehmlassungsvorlage
Vorschlag des Arbeitgeberverbandes
Ergebnis der Vernehmlassung
Erstberatung im Nationalrat
Erstberatung im Ständerat
Beginn des Differenzbereinigungsverfahren
Finalisierung der Differenzbereinigung
Schlussabstimmungen
Verordnungsänderungen
Einsetzung der Eidgenössische Kommission für Qualitätssicherung in der medizinischen
Begutachtung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

ZUSAMMENFASSUNG PROZESS
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Nachdem die IV-Revision 6b im Jahr 2013 gescheitert war, stellte der Bundesrat im
Februar 2015 ein neues Projekt für eine Revision der Invalidenversicherung vor. In
einer Pressekonferenz und einer dazugehörigen Medienmitteilung gab das Bundesamt
für Sozialversicherungen bekannt, Verbesserungen bei der Unterstützung von Kindern
und Jugendlichen mit Gesundheitsproblemen und bei der Eingliederung psychisch
Kranker vornehmen zu wollen und im Herbst eine Vernehmlassungsvorlage dazu zu
präsentieren. Statistische Untersuchungen hätten gezeigt, dass im Zuge der bisherigen
Revisionen die Anzahl der IV-Neurenten für 18- bis 24-Jährige nicht im selben Ausmass
gesunken sei wie jene für andere Altersgruppen und dass die Zahl der jährlichen
Neurenten aufgrund psychischer Probleme konstant geblieben war. Nachholbedarf
bestehe zudem bei der Verknüpfung zwischen IV und Arbeitswelt. Konkret soll die 30-
jährige und mittlerweile veraltete Liste der Geburtsgebrechen aktualisiert, Kinder und
Jugendliche mit Schwierigkeiten in Schule und Ausbildung besser begleitet und
psychisch erkrankte Erwachsene niederschwelliger, frühzeitig und bei Bedarf auch
langfristig beraten und unterstützt werden. Bei letzteren ist das Ziel, ein Ausscheiden
aus dem Arbeitsmarkt zu vermeiden oder die Wiedereingliederung zu fördern. Die
Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern, Ärztinnen und Ärzten, weiteren Beteiligten
und der IV soll verbessert werden. Auch wird erneut, wie bereits in der gescheiterten
Revision, ein stufenloses Rentenmodell angestrebt, um Schwelleneffekte zu vermeiden
– diese Massnahme sei im Grundsatz absolut unumstritten. Die Revision soll

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.02.2015
FLAVIA CARONI
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kostenneutral ausfallen und letztlich aufgrund der tieferen Neurentenzahl die IV
finanziell entlasten. An der Medienkonferenz betonte der zuständige Bundesrat Berset
denn auch, es handle sich nicht um eine Sparvorlage. Die Entschuldung der IV bleibe
aber weiterhin Ziel des Bundesrates. 1

Anfang Dezember 2015 präsentierte der Bundesrat seine Vernehmlassungsvorlage für
die Weiterentwicklung der IV, die auf junge Menschen und psychisch Kranke
ausgerichtet ist. Im Zusammenhang mit Kindern und Jugendlichen mit
Geburtsgebrechen (s.g. Zielgruppe 1), bei denen die IV bis zum 20. Altersjahr die
medizinischen Behandlungen finanziert, sollen verschiedene Gebrechen neu in die
Liste aufgenommen werden, darunter auch einige seltene Krankheiten. Den
Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 13 und 25 Jahren mit psychischen
Erkrankungen (Zielgruppe 2) sollen die Übergänge zwischen der obligatorischen Schule
und einer erstmaligen Berufsausbildung sowie zwischen letzterer und dem Eintritt ins
Arbeitsleben erleichtert werden. Hierzu sollen die Früherfassung und die
Integrationsmassnahmen auf diese Gruppe ausgedehnt werden, was sich bei
erwachsenen Versicherten bereits bewährt hat. Kantonale Brückenangebote und Case
Managements im Bereich der Berufsbildung sollen mitfinanziert werden und die
Berufsausbildung der Betroffenen soll sich stärker auf den ersten Arbeitsmarkt
ausrichten. Zudem sollen Taggelder neu die Löhne gesunder Lernender nicht mehr
übersteigen, dafür werden sie bereits ab Beginn der Ausbildung und nicht erst ab dem
18. Geburtstag ausbezahlt. Medizinische Eingliederungsmassnahmen sollen neu nicht
mehr nur bis zum 20., sondern bis zum 25. Altersjahr von der IV übernommen werden,
um die Fortführung der Therapie nicht zu gefährden. Das Beratungs- und
Betreuungsangebot für Jugendliche soll zudem ausgebaut werden. Bezüglich psychisch
erkrankter erwachsener Versicherter ab 25 Jahren (Zielgruppe 3) gelte es, die
bestehenden Eingliederungsmassnahmen der IV zu verbessern und zu ergänzen, da sie
für eine angemessene Unterstützung dieser Versichertengruppe oft nicht genügend
flexibel seien. Für betroffene Personen soll bereits frühzeitig eine
eingliederungsorientierte Beratung zur Verfügung stehen, um eine Chronifizierung ihrer
Beschwerden und ein Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt zu verhindern. Diese soll auch
über den Zeitpunkt der erfolgreichen Eingliederung hinaus weitergehen, um allenfalls
auftretende Schwierigkeiten aufzufangen. Die Früherfassung soll neu auch Versicherte
erfassen, die noch arbeitsfähig, jedoch psychisch bedingt von Invalidität bedroht sind.
Die aktuell geltende zeitliche Beschränkung von Integrationsmassnahmen soll
aufgehoben und die finanzielle Unterstützung für Arbeitgeber bei einem Stellenwechsel
auf den neuen Arbeitgeber übertragbar werden. Eine Lücke zwischen den bestehenden
Eingliederungsmassnahmen soll durch Personalverleih geschlossen werden: Dabei geht
die versicherte Person einer bezahlten Arbeit im ersten Arbeitsmarkt nach, ohne dass
der Arbeitgeber ein finanzielles Risiko eingehen muss. Es handelt sich also nicht um
einen unbezahlten Arbeitsversuch, jedoch auch nicht um eine klassische Anstellung, da
die IV für die Entschädigung aufkommt. Die Massnahme war bereits Teil der
gescheiterten IV-Revision 6b und als solche in beiden Räten unbestritten gewesen. Um
die Koordination aller beteiligten Akteure zu verbessern, soll der Bundesrat ermächtigt
werden, Zusammenarbeitsvereinbarungen mit Dachorganisationen der Arbeitswelt
abzuschliessen, um die Eingliederungsbemühungen zu verstärken. Der
Versicherungsschutz der Personen in Eingliederungsmassnahmen bezüglich Unfall- und
Haftpflichtversicherung soll verbessert werden, eingliederungsrelevante Informationen
sollen an den behandelnden Arzt oder die behandelnde Ärztin weitergegeben werden,
die Versicherten bei der Arbeitssuche nach einer Rentensenkung aufgrund von IV-
Revisionen länger unterstützt, das bestehende Rentensystem in ein stufenloses
umgewandelt und die Rechtsgrundlage für eine engere Zusammenarbeit der
Durchführungsstellen der IV, der Arbeitslosenversicherung und der Sozialhilfe
geschaffen werden.

Ein Länderbericht der OECD zur psychischen Gesundheit und Beschäftigung in der
Schweiz, auf den der Bundesrat sich in seinem Entwurf bezog, hatte zuvor ergeben,
dass Arbeitgeber in der Schweiz im Umgang mit psychisch kranken Angestellten oft
überfordert sind, die IV die Rolle der Arbeitgeber zu wenig berücksichtigt und für die
Arbeitnehmenden zu geringe Anreize setzt, die RAV und Sozialdienste Personen mit
psychischen Problemen nur begrenzt unterstützen können, die interinstitutionelle
Zusammenarbeit verbessert werden muss, das Gesundheitssystem ohne zusätzlichen
Ressourceneinsatz mehr erreichen könnte und das Bildungssystem Schulabbrüche und
frühe Berentungen möglichst vermeiden soll.

Die Vernehmlassung war bis Mitte März 2016 angesetzt. In der Zwischenzeit kam es
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kaum zu einer öffentlichen Debatte zur Revision der Invalidenversicherung. 2

Die Vernehmlassung zur Weiterentwicklung der IV endete Mitte März 2016. Bis zum
Erscheinen des Ergebnisberichts verstrichen jedoch elf Monate.

In der Zwischenzeit machte ein Vorschlag des Arbeitgeberverbandes (SAV) für eine
weitreichendere, Sparmassnahmen umfassende Revision von sich reden. Der Verband
regte an, Menschen unter 30 Jahren nur noch in Ausnahmefällen eine IV-Rente zu
gewähren. Jährlich erhalten rund 2'000 junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren
neu eine Rente der IV, gut die Hälfte davon aufgrund psychischer Probleme. Im
Gegensatz zu den Neuberentungen bei anderen Altersgruppen hatte diese Zahl in den
vergangenen Jahren nicht abgenommen. Die Gefahr, dass diese Menschen ein Leben
lang von Leistungen der Sozialversicherungen abhängig bleiben, ist gross, und gemäss
einer Studie im Auftrag des BSV kann eine frühe Berentung eine „krankheitsfestigende"
Wirkung entfalten, unter anderem da die Betroffenen sich selbst aufgeben. Bei
psychischen Leiden wie Schizophrenie ist eine Prognose im jungen Alter oft noch gar
nicht möglich. Man tue den Jungen daher einen Gefallen, so der Arbeitgeberverband,
wenn sie keine Rente erhielten, dafür bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt früher
und intensiver unterstützt würden. Zudem würde der Integrationsdruck auf alle
Involvierten zunehmen. Die Rente solle daher durch ein tiefer angesetztes, befristetes
Taggeld ersetzt werden, das einen Anreiz biete, sich um eine Anstellung zu bemühen.
Nur noch bei schweren Geburtsgebrechen und Behinderungen, die eine Tätigkeit im
ersten Arbeitsmarkt ausschliessen, soll bereits im frühen Erwachsenenalter eine Rente
gesprochen werden. Insgesamt unterstützte der SAV die Stossrichtung der Reform des
Bundesrates, die auch die Arbeitgeber besser bei der Integration von Personen mit
gesundheitlichen Problemen unterstützen und die Koordination zwischen den
verschiedenen Akteuren im Integrationsprozess verbessern will.

Die Behindertenverbände stimmten der Ansicht zu, vor einer Berentung eines jungen
Menschen müssten alle anderen Massnahmen geprüft und ausgeschöpft werden. Seien
sich alle Beteiligten einig, dass keine Aussichten auf eine Arbeitsstelle bestehen, müsse
aber eine Rente gesprochen werden – die Verantwortung für die Betroffenen könne
nicht einfach auf deren Eltern oder die Sozialhilfe überwälzt werden. Auch von der SP
hiess es, würden keine Renten mehr an junge Menschen ausbezahlt, würde das deren
Familien stark belasten und letztlich auch zu Ausweichreaktionen auf andere
Sozialwerke wie die Ergänzungsleistungen führen. Der Vorschlag des
Arbeitgeberverbandes gehe an der Lebensrealität der Menschen vorbei. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2016
FLAVIA CARONI

An der Vernehmlassung zur Weiterentwicklung der IV, die von Dezember 2015 bis März
2016 dauerte, beteiligten sich alle Kantone, fünf grössere Parteien sowie verschiedene
Dachverbände der Gemeinden, Städte und der Wirtschaft, verschiedene
Versicherungs- oder Behinderteninstitutionen sowie zahlreiche nicht eingeladene
Organisationen. Die Vernehmlassung wurde mittels eines Fragebogens durchgeführt,
bei dem die Teilnehmenden ihre Zustimmung bezüglich der wichtigsten Themen in vier
Stufen angeben konnten. Dies ermöglichte dem BAG im Anschluss die Durchführung
statistischer Auswertungen, wobei sich zeigte, dass 84 Prozent der Stellungnehmenden
der Vorlage ganz oder eher zustimmten und nur 16 Prozent sie ganz oder eher
ablehnten. Zahlreiche Organisationen beschränkten sich jedoch auf die Beurteilung der
einzelnen Leistungen, nicht aber der ganzen Revision.
Bei den teilnehmenden politischen Parteien überwog die Kritik an der Vorlage:
Während SP und CVP die Revision eher befürworteten, wurde sie von der FDP und der
BDP eher und von der SVP ganz abgelehnt. Die SVP und die FDP forderten mehr
Kostentransparenz und Sparmassnahmen und lehnten einen personellen Ausbau sowie
einen Leistungsausbau (SVP) ab. SBV, SGB, Travail.Suisse und FER unterstützten die
Vorlage trotz einiger Kritikpunkte weitgehend, während der Gewerbeverband eine
Überprüfung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses der verschiedenen Massnahmen und der
SAV Einsparungen im Leistungsbereich forderten. Die Versicherungsinstitutionen
verzichteten auf eine Gesamtbeurteilung, da sie nur die sie direkt betreffenden Aspekte
beurteilen wollten. Insgesamt wertete das BAG aber auch ihre Stellungnahmen als
mehrheitlich die Revision befürwortend. Die meisten Behindertenorganisationen
sprachen sich für die Revision aus und begrüssten das formulierte Eingliederungsziel.
Sehr umstritten war jedoch die Frage, ob ein solches mit den vorgeschlagenen
Lösungen wirklich erreicht werden könne. Einige Organisationen forderten deshalb eine
Wirkungskontrolle, die nicht die Reduktion der Rentenzusprachen, sondern die
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tatsächliche Eingliederung in die Arbeitswelt untersucht. 4

In der Frühjahrssession 2019 stand die Behandlung der Weiterentwicklung der IV auf
dem Programm des Nationalrats. Zuvor hatte die SGK-NR die Vorlage mit 15 zu 0
Stimmen (bei 7 Enthaltungen) zur Annahme empfohlen, nachdem sie zahlreiche
Vertreterinnen und Vertreter der SODK, der Dachverbände der Sozialpartnerinnen und
Sozialpartner, der Ärztinnen und Ärzte, der Behindertenorganisationen und der IV-
Stellen sowie einen Experten angehört und acht Berichte in Auftrag gegeben hatte. Zu
Beginn erinnerte Kommissionssprecher Lohr (cvp, TG) den Rat daran, ob den vielen
diskutierten Zahlen nicht zu vergessen, dass es hier um Menschen und ihre Schicksale
gehe. In der Folge fasste er die zentralen Aspekte der Vorlage zusammen: eine bessere
Integration von jungen sowie von psychisch beeinträchtigten Menschen in den
Arbeitsmarkt, medizinische Massnahmen für Kinder mit Geburtsgebrechen, ein
stufenloses Rentensystem, Gutachten sowie die Übernahme von Themenkomplexen aus
der Revision 6b. Hingegen verzichte man auf eine anfangs beabsichtigte Streichung der
Renten für Personen unter 30 Jahren, da es diesbezüglich keine praktikablen Lösungen
gebe: Entweder man zahle die entsprechenden Renten bei nichteingliederungsfähigen
Personen dennoch aus oder die Sozialhilfe würde zukünftig für sie aufkommen müssen,
wobei zusätzlich der Verlust der Restarbeitsfähigkeit drohe. Das Verhältnis des
Einsparungspotenzials der vom Bundesrat (CHF 13 Mio.) und von der Kommission (CHF
67 Mio.) vorgelegten Versionen und der Gesamtausgaben der IV von CHF 9.2 Mrd. im
Jahr 2017 zeige auf, dass es sich um eine Optimierungsvorlage handle, erklärte Lohr.
Man wolle damit «die IV [noch stärker] als Eingliederungsversicherung» positionieren.
In diesem letzten Punkt herrschte im Rat mehrheitlich Einigkeit: Die Sprecherinnen und
Sprecher der meisten Parteien lobten die Zielsetzung der Vorlage und auch die
Sprecherinnen der SP und der Grünen hiessen die bundesrätliche Vorlage gut. Sie
hoben jedoch hervor, dass sie die von der bürgerlichen Kommissionsmehrheit
geplanten Abbaumassnahmen in dieser Optimierungsvorlage bekämpfen würden. Einzig
SVP-Vertreterin Herzog (svp, TG) wies auf die zwischen 2010 und 2014 noch immer
gestiegenen Kosten der IV und auf die Notwendigkeit einer Sanierung hin. Eintreten war
in der Folge jedoch nicht umstritten.

Zuerst setzte sich der Nationalrat mit dem «Herzstück» der Vorlage auseinander, wie es
unzählige Sprechende betonten: der beruflichen Eingliederung und dem Taggeld. Dazu
hatte der Bundesrat neu einen Artikel zur Früherfassung geschaffen, mit dem die
persönliche Situation der Versicherten abgeklärt und mögliche Massnahmen zur
Frühintervention bei 14- bis 25-Jährigen von Invalidität bedrohten Personen sowie bei
arbeitsunfähigen Personen geprüft werden können. Der Nationalrat stimmte dieser
Regelung entgegen dem Antrag einer Minderheit Herzog zu. Zudem sollten die
Massnahmen der Frühintervention zukünftig auch dazu beitragen, Personen unter 25
Jahren den Zugang zu einer beruflichen Ausbildung und den Eintritt in den
Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Bisher dienten sie lediglich der Erhaltung der
Arbeitsplätze oder der Eingliederung der Versicherten an neuen Arbeitsplätzen.
Bezüglich der erstmaligen beruflichen Ausbildung präzisierte der Bundesrat das
bisherige Gesetz und verwies ausdrücklich auf die berufliche Eingliederung «im ersten
Arbeitsmarkt». Eine Minderheit Lohr versuchte zu erreichen, dass sich die Dauer dieser
Eingliederungsmassnahmen zukünftig nach dem Berufsbildungsgesetz richten und
entsprechend mindestens zwei Jahre dauern soll. Dadurch könnten die Vorgaben der
UNO-Behindertenrechtskonvention sowie eines Urteils des Bundesgerichts, wonach
eine IV-Anlehre grundsätzlich zwei Jahre zu dauern hat, eingehalten werden,
argumentierte zum Beispiel Yvonne Feri (sp, AG). Ruth Humbel (cvp, AG) erklärte
hingegen, dass es bei dieser Passage nur um die Vorbereitung auf Hilfsarbeiten oder um
die Tätigkeiten in einer geschützten Werkstatt ginge und ein Verweis auf das
Berufsbildungsgesetz daher nicht sinnvoll sei. Bei einem «Missverhältnis zwischen
Eingliederungszweck und Kosten der Massnahme» müsse eine flexible Handhabung
möglich sein, betonte sie. Knapp entschied sich der Nationalrat mit 92 zu 91 Stimmen
gegen den Verweis auf das Berufsbildungsgesetz; die vollständige SVP-Fraktion, eine
grosse Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie einzelne Mitglieder der CVP/EVP-
Fraktion setzten sich damit knapp durch. Schliesslich wollte der Bundesrat die zeitliche
Einschränkung der Möglichkeiten zur Inanspruchnahme von medizinischen
Massnahmen mit dem Ziel der beruflichen Eingliederung vom 20. auf das 25. Altersjahr
ausdehnen; jedoch nur, wenn die Versicherten bis zur Vollendung des 20. Altersjahrs
berufliche Massnahmen der IV in Anspruch nehmen. Obwohl eine Minderheit Carobbio
Guscetti (sp, TI) für eine entsprechende Möglichkeit auch für Personen, die erst später
berufliche Massnahmen wahrnähmen, plädierte, entschied sich der Rat deutlich für die
vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung. 
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Keine grossen Änderungen nahm der Rat bezüglich der Höhe der Taggelder vor; er
passte hier hauptsächlich Formulierungen an. Bezüglich Personen in beruflicher
Grundausbildung legte er jedoch fest, dass das Taggeld dem Lohn gemäss Lehrvertrag
respektive, falls kein Lehrvertrag vorhanden ist, «auf den Monat hochgerechnet einem
nach Alter abgestuften mittleren Einkommen von Personen in vergleichbarer
Ausbildungssituation» entsprechen soll. Hier wollte eine Minderheit Gysi (sp, SG)
grosszügiger sein und die entsprechenden Werte als Anteile des Höchstbetrags der
versicherten Taggelder festlegen, was die grosse Kammer jedoch ablehnte. 

Im zweiten Block ging es um die Aktualisierung der Geburtsgebrechenliste, die
Angleichung der Leistungen an die Krankenversicherung, Reisekosten sowie um
Gutachten. Bezüglich medizinischer Massnahmen bei angeborenen Missbildungen oder
bei genetischen Krankheiten legte der Nationalrat neu ausdrücklich die
Voraussetzungen für eine Übernahme sowie die übernommenen Leistungen durch die
IV fest, wollte aber eine vollständige Auflistung der übernommenen Geburtsgebrechen
oder der Höchstbeträge für die Arzneimittel dem Bundesrat überlassen. Der Bundesrat
wollte überdies die Dauer der Übernahme der medizinischen Massnahmen sowie den
Ausschluss gewisser Leistungen selbst festlegen. Diesen Passus strich die Kommission
entgegen einem Antrag einer Minderheit Herzog und berechtigte stattdessen den
Bundesrat, Regelungen zu Arzneimitteln, die nicht durch das Schweizerische
Heilmittelinstitut zugelassen sind, ausserhalb des Indikationsbereichs angewendet
werden oder in der Schweiz nicht zugelassen sind, vorzunehmen. Damit nahm die
Kommission ein aktuell virulent diskutiertes Problem auf. Verschiedene Anträge einer
Minderheit Herzog auf Übernahme der Reisekosten der Versicherten, etwa zur
Durchführungsstelle einer Umschulung oder zur Abgabestelle für Hilfsmittel, lehnte der
Rat ab. 
Nicht nur im IVG, sondern auch im ATSG sah der Bundesrat Änderungen – insbesondere
bezüglich der Gutachten – vor. Diesbezüglich warnte Silvia Schenker (sp, BS) die
Parlamentsmitglieder, dass diese Änderungen somit nicht nur die IV-Bezügerinnen und
-Bezüger beträfen, sondern alle Sozialversicherten. Dabei schuf der Nationalrat eine
Pflicht, den Versicherten die Namen von allenfalls beigezogenen Sachverständigen zu
nennen, sowie die Möglichkeit für die Versicherten, diese abzulehnen, verzichtete aber
darauf, wie von der Minderheit Schenker gefordert, ausdrücklich festzuhalten, dass
diese Sachverständigen «versicherungsextern und unabhängig» zu sein haben. Zudem
wollte die Kommission die Kann-Formulierung, gemäss welcher der Bundesrat Kriterien
für die Zulassung von Sachverständigen für Gutachten erlassen und eine breit
zusammengesetzte Kommission zur Überwachung der Gutachtenerstellung schaffen
kann, durch eine Muss-Formulierung ersetzen, wogegen sich zwei Minderheiten Graf
(gp, BL) und Weibel (glp, ZH) erfolglos wehrten.  

Im dritten Block wurden das Rentensystem und die Kinderrenten behandelt. Im
Grundsatz sollte der Anspruch auf eine IV-Rente unverändert bleiben: Anspruch haben
demnach weiterhin Personen, deren Erwerbsfähigkeit durch zumutbare
Eingliederungsmassnahmen nicht wiederhergestellt, erhalten oder verbessert werden
konnte, die während eines Jahres mindestens 40 Prozent arbeitsunfähig waren und die
nach Ablauf dieses Jahres zu mindestens 40 Prozent invalid sind. Neu sollte der
Rentenanspruch jedoch nicht mehr in Viertelschritten, sondern in prozentualen
Anteilen an einer ganzen Rente festgelegt werden. Unter 40-prozentigem
Invaliditätsgrad wird demnach keine Rente ausgesprochen, zwischen einem
Invaliditätsgrad von 40 und 49 Prozent steigt der prozentuale Anteil an einer Rente von
25 Prozent auf 47.5 Prozent an, zwischen einem Invaliditätsgrad von 50 und 69 Prozent
entspricht der Invaliditätsgrad dem prozentualen Anteil an einer gesamten Rente und
ab einem Invaliditätsgrad von 70 Prozent erhalten die Versicherten eine ganze Rente
zugesprochen. Unterstützt wurde diese neue Rentenberechnung von zwei Minderheiten
Ruiz (sp, VD), die sich jedoch für grosszügigere Übergangsbestimmungen einsetzten;
abgelehnt wurde sie von einer Minderheit Lohr, die das bisherige System mit den
Viertelrenten beibehalten wollte. Sowohl bezüglich ihres neuen Systems zur
Rentenberechnung als auch bezüglich der Übergangsbestimmungen blieb die
Kommission aber erfolgreich. Der Rentenanspruch von bisherigen Rentenbezügerinnen
und -bezügern unter 60 Jahren ändert sich somit erst, wenn sich ihr Invaliditätsgrad
ändert; derjenige von IV-Beziehenden ab 60 Jahren wird auch zukünftig dem alten
Gesetz folgen. Neu wird die Invalidenrente angepasst, wenn sich der Invaliditätsgrad um
mindestens fünf Prozentpunkte verändert; bisher war laut IVG eine «erhebliche»
Änderung nötig. 
Auch bezüglich der Kinderrenten nahm der Nationalrat verschiedene Änderungen an.
So entschied er sich einerseits, den Begriff «Kinderrente» durch «Zulage für Eltern» zu
ersetzen, da es sich dabei ja nicht wirklich um eine Rente für Kinder handle. Dagegen
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wehrte sich eine Minderheit Feri, weil die entsprechenden Änderungen neben dem IVG
auch im AHVG, im ELG und im BVG sowie in den dazugehörigen Verordnungen
vorgenommen werden müssten und Änderungen von unzähligen Weisungen und
Richtlinien nach sich zögen. Der Begriff «Kinderrente» sei zudem passender, weil er
verdeutliche, dass dieser Teil der Rente zur Unterstützung der Kinder gedacht sei,
erklärte die Minderheitensprecherin. Diesen Inhalt würde der Begriff «Zulage für
Eltern» nicht vermitteln. Doch nicht nur die Terminologie änderte die Mehrheit des
Nationalrats, sie entschied sich auch, die Zulage für Eltern von 40 auf 30 Prozent
respektive von 30 auf 22.5 Prozent einer ganzen Rente zu senken. Die Minderheit Graf
zur Beibehaltung der bisherigen Höhe der entsprechenden Zulage wurde überstimmt. 

Im vierten Block behandelte der Nationalrat schliesslich diverse noch fehlende Themen.
Als erstes verpflichtete der Rat neu im ATSG entgegen der Forderung einer Minderheit
Schenker Arbeitgebende, Leistungserbringende, Versicherungen sowie Amtsstellen zur
Auskunft an die Organe der Sozialversicherungen – bisher waren die entsprechenden
Personen lediglich zur Auskunft «ermächtigt» gewesen. Eine weitere Minderheit
Schenker wollte eine Verpflichtung für Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitenden
einführen, mindestens 1 Prozent von der Invalidität bedrohte oder IV-Taggeld
beziehende Mitarbeitende zu beschäftigen. Mit 132 zu 55 Stimmen lehnten jedoch alle
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ausser denjenigen der SP- und der Grünen-
Fraktion sowie den zwei EVP-Mitgliedern die entsprechende Regelung ab. Stattdessen
schuf der Rat regionale ärztliche Dienste (RAD), die den IV-Stellen zur unabhängigen
Beurteilung der medizinischen Voraussetzungen für Leistungsansprüche zur Verfügung
stehen sollen. Der Nationalrat ergänzte diesen Passus auf Antrag der Mehrheit der SGK-
NR durch eine Aufforderung an die RAD, die behandelnden Ärztinnen und Ärzte sowie
die Vertrauensärztinnen und -ärzte der Versicherungen zu kontaktieren. Wiederum
hatte eine Minderheit Schenker diese Ergänzung abgelehnt, war jedoch gescheitert.
Ebenfalls erfolglos wehrte sich eine Minderheit Herzog gegen
Zusammenarbeitsvereinbarungen des Bundesrates und der Dachverbände der
Arbeitswelt zur Verbesserung der Wiedereingliederung von Menschen mit einer
Behinderung. Zwar unterstütze man die entsprechende Zusammenarbeit, die
entsprechende Regelung sei aber unnötig, erklärte Verena Herzog. Mit 93 zu 95
Stimmen scheiterten die (fast) geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen
sowie ein Mitglied der CVP-Fraktion äusserst knapp. Schliesslich stimmte der
Nationalrat einer Berechtigung zu, gemäss der Organe von Vorsorgeeinrichtungen
andere Vorsorgeeinrichtungen informieren dürfen, wenn sie feststellen, dass bei
Letzteren unrechtmässig Leistungen bezogen werden. 

Nach vier Sitzungen an zwei Tagen nahm der Nationalrat die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit 133 zu 0 Stimmen an, wobei sich die SP- und die Grünen-
Fraktion sowie die Mitglieder der EVP der Stimme enthielten (55 Enthaltungen).
Diskussionslos schrieb der Rat die Postulate der SGK-NR (Po. 12.3971), Ingold (Po.
14.3191), Hess (Po. 14.4266) und Bruderer Wyss (Po. 15.3206) sowie eine Motion der SGK-
NR (Mo. 14.3661) ab. 5

In seiner Beratung der Weiterentwicklung der IV schuf der Ständerat in der
Herbstsession 2019 gemessen an der Grösse des Projekts nur wenige, jedoch sehr
gewichtige Differenzen zum Nationalrat. So entschied er sich, die Kinderrenten nicht
von 40 auf 30 Prozent zu kürzen. Der Nationalrat habe sicherstellen wollen, dass
Personen, die eine IV-Rente beziehen, nicht bessergestellt würden als Personen, die
keine IV-Rente beziehen, hatte Kommissionssprecher Eder (fdp, ZG) zuvor erklärt. Nun
habe eine Abklärung der finanziellen Verhältnisse aber ergeben, dass Familien mit
Kinderrenten und Ergänzungsleistungen in allen berechneten Konstellationen weniger
Einkommen zur Verfügung hätten als vergleichbare Familien ohne Kinderrenten und EL.
Entsprechend sei eine Reduktion der Kinderrenten «nicht angebracht». Im Rahmen
dieses Entscheids hatte die SGK-SR auch die Petition Bonvin (Pe. 19.2013) zur Kenntnis
genommen. Gleichzeitig verzichtete die kleine Kammer auf die Begriffsänderung von
«Kinderrenten» zu «Zulage für Eltern». Zwar habe ein Bericht der Verwaltung gezeigt,
dass «Zulage für Eltern» die passendere Bezeichnung sei, eine entsprechende
Umstellung würde aber beträchtlichen administrativen Aufwand mit sich bringen, so der
Kommissionssprecher.   
Eine weitere Änderung gegenüber der nationalrätlichen Version nahm der Ständerat
aufgrund eines Änderungsantrags des Bundesrates vor. So sollte gemäss IVG das BSV in
einer IV-Arzneimittelliste auch die Höchstpreise einzelner Arzneimittel festlegen.
Entsprechend der aktuellen Regelungen träfen heute jedoch sowohl das BSV als auch
das BAG Abklärungen zu den Medikamentenkosten, die überdies aufgrund von
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Behandlungskosten von bis zu einer Million Franken pro Jahr und Kind auch immer
aufwändiger würden, hatte der Bundesrat brieflich erklärt. In Zukunft solle hierfür ein
Kompetenzzentrum geschaffen werden und die Zuständigkeit für die IV-Arzneimittel
folglich entweder dem BSV oder dem BAG übertragen werden. Da bisher das BSV von
der IV Rückvergütungen für solche Abklärungen erhalten habe, müsse sichergestellt
werden, dass diese allenfalls zukünftig auch das BAG erhalten könne. Stillschweigend
nahm der Ständerat die entsprechenden Änderungen an. 
Darüber hinaus schuf der Ständerat einige weitere kleinere Differenzen: Er entschied
sich, die vom Nationalrat vorgeschlagene Liste mit allen Sachverständigen und
Gutachterstellen der Versicherungsträger statt im ATSG im IVG aufzuführen, so dass
davon nur die IV betroffen ist. Im Gegenzug sollte die Liste zukünftig aber trotz Kritik
des Bundesrates und des Bundesgerichts auch die Anzahl der durch die verschiedenen
Gutachter attestierten Arbeitsunfähigkeiten enthalten. Die Protokollierung der
Gutachten, die ebenfalls der Nationalrat eingeführt hatte, änderte der Ständerat in eine
kostengünstigere Pflicht, die Tonaufnahmen zwischen den Versicherten und den
Sachverständigen in die Akten aufzunehmen. Alex Kuprecht (svp, SZ) hatte auf eine
entsprechende Pflicht zur Protokollierung oder zu Tonaufnahmen verzichten wollen,
um eine «Verrechtlichung der medizinischen Untersuchungen» zu verhindern. Mit 34
zu 8 Stimmen folgte der Ständerat jedoch der Kommissionsmehrheit. Des Weiteren
schuf der Ständerat eine Möglichkeit, Forderungen nach allfälligen
nichtkostendeckenden IV-Tarifen Nachdruck verleihen zu können. Dies hatten indirekt
vier Standesinitiativen gefordert. So soll das EDI neu für den Festsetzungsentscheid
zuständig sein. Es kann Verträge zur Regelung der Zusammenarbeit mit Personen und
Stellen, welche Abklärungs- oder Eingliederungsmassnahmen durchführen,
abschliessen. Kommen keine solchen Verträge zustande, soll es zukünftig anfechtbare
Verfügungen zur Regelung der Zusammenarbeit und der Tarife erstellen, bestehende
Verträge allenfalls um ein Jahr verlängern und anschliessend die Tarife selbst festlegen
können. 
In den restlichen Punkten folgte der Ständerat dem Nationalrat. So sprach er sich
ebenfalls für das stufenlose Rentensystem aus. Kommissionssprecher Eder
argumentierte, dass finanzielle Anreize für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder
die Erhöhung des Arbeitspensums geschaffen würden, wenn das Gesamteinkommen
aus Rente und Erwerbseinkommen bei steigendem Erwerbseinkommen stetig zunehme.
Für Personen über 55 Jahren – der Bundesrat und der Nationalrat hatten hier eine
Grenze von 60 Jahren vorgeschlagen, der Ständerat zog jedoch eine Grenze von 55
Jahren vor – sollen die bisherigen Renten jedoch bestehen bleiben. Damit lehnte der
Rat sowohl eine Minderheit Kuprecht, die volle Invalidenrenten erst ab einem
Invaliditätsgrad von 80 Prozent sprechen wollte, sowie eine Minderheit Rechsteiner, die
auf den Systemwechsel verzichten wollte, da dieser zwar für das System, nicht aber für
die einzelnen Versicherten kostenneutral sei, ab. Entgegen einem weiteren Antrag
Rechsteiner verzichtete der Ständerat schliesslich auch darauf, die Zinsen der IV-
Schulden bis zu deren vollständiger Entschuldung dem Bund zu übertragen. 
Insgesamt stimmte die kleine Kammer der Vorlage mit 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
ohne Gegenstimmen zu. 6

In der Wintersession 2019 machte der Nationalrat im Differenzbereinigungsverfahren
zur Weiterentwicklung der IV einen grossen Schritt auf den Ständerat zu. So pflichtete
er bezüglich aller offenen Differenzen seinem Schwesterrat bei – einzig bezüglich des
Begriffs «Kinderrente» entschied er sich, auch weiterhin eine Ersetzung in allen
Erlassen zu fordern. Dabei folgte er jedoch dem neuen Vorschlag der SGK-NR, die sich
für den Begriff «Zusatzrente für Eltern» stark gemacht hatte, da auch der Begriff
«Zulage für Eltern», die der Nationalrat zuvor angenommen hatte, zu ungenau sei, wie
Benjamin Roduit (cvp, VS) dem Rat erklärte. Obwohl eine Minderheit Schenker (sp, BS)
für die Beibehaltung des bisherigen Begriffs plädierte, nahm der Rat die Änderung mit
116 zu 77 Stimmen gegen den Willen von SP und Grünen sowie von vereinzelten
Mitgliedern der GLP-, FDP- oder Mitte-Fraktion an. 
Gegen den Willen der Kommissionsmehrheit, die an der Senkung der Kinderrenten
festhalten wollte, folgte der Nationalrat diesbezüglich einer Minderheit Lohr (cvp, TG),
der Argumentation von Yvonne Feri (sp, AG), wonach 70'000 Kinder betroffen wären
und es zu einer Kostenverlagerung zu den EL kommen würde, sowie einer Petition
Wermuth (sp, AG; Pe. 19.2026), die den Rat in Ergänzung zur bereits im Ständerat
vorliegenden Petition Bonvin (Pe. 19.2013) bat, auf die Senkung zu verzichten. Mit 134 zu
51 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) bereinigte der Nationalrat diese Differenz, fast die
ganze SVP-Fraktion sowie 2 Mitglieder der FDP-Fraktion sprachen sich dagegen aus. 
Des Weiteren lehnte die grosse Kammer einen Minderheitsantrag Herzog (svp, TG) mit
120 zu 66 Stimmen ab, der die Altersschwelle für den Verzicht auf Kürzungen beim
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Übergang zum stufenlosen Rentensystem bei 60 Jahren, wie es der Bundesrat
vorgeschlagen und der Nationalrat bisher vorgesehen hatte, anstelle von 55 Jahren, wie
es der Ständerat entschieden hatte, festsetzen wollte.
Schliesslich ging es um die Frage nach Tonaufzeichnungen bei medizinischen
Gutachten, deren Einsatz Benjamin Roduit mit «dysfonctionnements scandaleux»
rechtfertigte: Bekannt gewordene Fälle hätten gezeigt, dass Gutachten teilweise
unsorgfältig und unsachgemäss erstellt worden seien. Tonaufzeichnungen seien nötig
als Schutz der Experten vor unbegründeten Vorwürfen sowie der Versicherten vor
falschen Angaben im Gutachten. Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) wollte hingegen
den Akten ohne Aufforderung durch die Versicherten nur handschriftlich festgehaltene
Notizen der Sachverständigen beilegen, weil die Aufzeichnung auf Tonträgern aufgrund
des grossen Aufwands, den es gebe, wenn sich jemand «durch Stunden von
Tonaufzeichnungen hören» und Ungereimtheiten suchen müsse, nicht zielführend sei,
wie Regine Sauter (fdp, ZH) für die Minderheit erklärte. Mit 114 zu 78 Stimmen bestätigte
der Nationalrat die Verpflichtung zu Tonträgern und bereinigte somit auch diese
Differenz. 7

Nach einjähriger Behandlung der Weiterentwicklung der IV durch das Parlament sollte
diese in der Frühjahrssession 2020 verabschiedet werden. Nachdem der Nationalrat in
der Wintersession 2019 gegenüber dem Ständerat zahlreiche Zugeständnisse gemacht
hatte, musste dieser entscheiden, ob er der grossen Kammer in der letzten offenen
Frage, der Umbenennung der Kinderrenten, folgen sollte. Die SGK-SR habe sich zuvor
einstimmig für Festhalten entschieden, erklärte Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW).
Jedoch wolle die Kommission das nationalrätliche Anliegen aufnehmen und «eine
Brücke zum Nationalrat bauen», weshalb sie den Bundesrat durch das Postulat 20.3002
einstimmig mit der Erstellung eines Berichts zur sprachlichen Modernisierung des IVG
sowie allfälliger anderer Gesetze beauftragen wolle. Stillschweigend stimmte der
Ständerat in der Folge dem Antrag auf Festhalten an der Formulierung «Kinderrente»
sowie dem Postulat seiner Kommission zu. Nur zwei Tage später erklärte sich Philippe
Nantermod (fdp, VS) im Namen der SGK-NR in Anbetracht der Annahme des Postulats
ihrer Schwesterkommission durch den Ständerat bereit, bezüglich der Formulierung
«Kinderrente» in der Weiterentwicklung der IV die Waffen zu strecken («de déposer les
armes sur cet aspect») und dem Ständerat beizupflichten. Stillschweigend nahm der
Nationalrat die ständerätliche Version an, womit die Vorlage bereit war für die
Schlussabstimmungen. Aufgrund des Sessionsabbruchs konnte diese jedoch im März
2020 nicht mehr stattfinden. 8
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In der Sommersession 2020 holten National- und Ständerat die aufgrund des Corona-
bedingten Abbruchs der Frühjahrssession noch offenen Schlussabstimmungen zur
Weiterentwicklung der IV nach. Nach über einjähriger Debatte unterstützte das
Parlament die Vorlage zum Abschluss deutlich: Einstimmig nahm der Nationalrat mit 198
Stimmen die Weiterentwicklung der IV an, während sich im Ständerat bei 44 zu 1
Stimmen lediglich Damian Müller (fdp, LU) gegen die Vorlage aussprach. 9
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Im November 2021 gab der Bundesrat bekannt, die Weiterentwicklung der IV per 1.
Januar 2022 in Kraft zu setzen. Vorgängig hatte er zur Umsetzung der
Gesetzesänderungen überdies umfassende Verordnungsänderungen an der IVV, an der
Verordnung über Geburtsgebrechen und an der Verordnung über ambulant erbrachte
Leistungen vorgenommen. Nach einer zwischen Dezember 2020 und März 2021
durchgeführten Vernehmlassung gab er seine Änderungen bezüglich der Optimierung
der Eingliederung (u.a. Früherfassung und Frühintervention oder
Integrationsmassnahmen), medizinischen Massnahmen (u.a. eine Änderung der
Definitionskriterien von Geburtsgebrechen und eine Aktualisierung der
Geburtsgebrechenliste), zu einem Kompetenzzentrum Arzneimittel, zu Tarifierung und
Rechnungskontrolle, zum stufenlosen Rentensystem, zur Fallführung sowie zu
Verfahren und Begutachtung bekannt. 10
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Wie in der IV-Revision «Weiterentwicklung der IV» entschieden worden war, setzte der
Bundesrat im November 2021 eine «Eidgenössische Kommission für
Qualitätssicherung in der medizinischen Begutachtung» ein. Diese sollte unter
anderem Kriterien für das Begutachtungsverfahren, für die Tätigkeit der
Gutachterinnen und Gutachter, für die Zulassung von Gutachterstellen und für die
Beurteilung der Qualität von Gutachten erstellen. Die Kommission besteht aus zwölf
Personen: drei Ärztinnen und Ärzten, je zwei Vertretenden der IV/Unfallversicherung,
von Patienten- und Behindertenorganisationen sowie der Wissenschaft, einer
Neuropsychologin oder einem Neuropsychologen und je einer vertretenden Person der
Gutachterstellen sowie des versicherungsmedizinischen Ausbildungswesens. Der
Bundesrat wählte die Mitglieder der Kommission bis Ende 2023. Mit der Schaffung
dieser Kommission wollten Bundesrat und Parlament auf die zunehmende Kritik an den
IV-Gutachten reagieren. 11
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